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„Die wahre Freiheit des Menschen löst Ihn von seinem vollendeten 
Werk, gerade weil es schon vollendet ist. Sie bewahrt ihn davor, 
dieses Werk wegen seiner Größe zu vergötzen. Doch ist es schwer, 
aus dieser Freiheit heraus zu urteilen und zu handeln. Es gibt im 
menschlichen Leben und besonders im geschichtlichen Leben 
keine größere Versuchung als den Erfolg.“ (Eduard Heimann)

Heinz-Dietrich Ortlieb

Die erfolgreichen 
Prügelknaben

Die Unternehmer sind zu den 
Prügelknaben der Politik 

geworden. So meinte Karl 
Schiller, so liest man in der 
Presse, und so scheint es be
stätigt zu werden, hört man die 
intellektuellen Kritiker, die unter 
dem Banner der Progressivität 
sich auch sonst mit ihrer Zeit- 
und Gesellschaftskritik in zuneh
mendem Maße Gehör verschaf
fen. Jene Männer der Wirtschaft, 
Symbolfiguren des Fortschritts 
in den fünfziger Jahren, wer
den heute zur persona ingrata, 
zum reaktionären Hindernis des 
wahren Fortschritts in Wirtschaft 
und Gesellschaft. — Tat man 
ihnen damals oder tut man 
ihnen heute Unrecht? Oder fal
len sie einem psychologischen 
Gesetz zum Opfer, das auch in 
ihrer „kapitalistischen“ Welt 
Gültigkeit hat? Mußte einer all
zu steilen Kurssteigerung ihres 
Sozialprestiges damals ein ge
genläufiger Fall unter pari 
heute folgen?

Ihr Werk war nach der totalen 
Katastrophe des „Dritten Rei
ches“ die Restauration der völ
lig zerstörten Wirtschaft, der 
Aufbau einer neuen Lebens
grundlage für die Westdeut
schen. Diese Aufgabe zog allzu 
einseitig die konstruktiven Kräf
te einer politisch demoralisier
ten und unsicher geworde
nen Bevölkerung auf sich. Der 
Erfolg war so groß, daß man 
glaubte, von einem deutschen 
Wirtschaftswunder sprechen zu 
müssen. Doch stand hinter der 
Leistung eine Mentalität, die nur 
zweidimensional ökonomisch in 
Produktion und Konsum zu den
ken vermochte. Für die dritte, 
die gesellschaftspolitische und 
sozialpsychologische Dimension 
war man blind, und der ökono
mische Erfolg war nicht dazu 
angetan, sich dieser „organi
schen Minderwertigkeit“ (Alfred 
Adler) rechtzeitig bewußt zu 
werden. So konnte oder wollte 
man nicht sehen -  was ein

Menschenalter früher schon 
längst diagnostiziert worden 
war —, daß eine Markt- und freie 
Unternehmerwirtschaft nicht nur 
der Stütze einer staatlichen 
Konjunktur- und Strukturpolitik 
bedarf, sondern darüber hinaus 
gesellschaftspolitische Eingren
zungen durch eine überlegene 
politische Führung verlangt, soll 
sie nicht über einen ökonomi
schen Individualismus die nihi
listisch-anarchistische Auflösung 
der demokratischen Gesellschaft 
einleiten.

Es mag nicht als die Aufgabe 
der Unternehmer angesehen 

werden, gesellschaftspolitisch 
zu denken. Ihre Aufgabe, der 
sie sich als Experten nicht nur 
zu ihrem eigenen Vorteil erfolg
reich unterzogen, wurde — wie 
in unserer arbeitsteiligen Ge
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sellschaft von Spezialisten üb
lich — nur im ökonomischen Be
reich gesehen. Als Ausgleich 
fanden sie in den politischen 
Koordinatoren jedoch nur 
schwache Kontrahenten, die, 
noch wenig vertraut mit den Le- 
bens- und Entwicklungsbedin
gungen einer modernen demo
kratischen Gesellschaft, mehr 
ihrem tagespolitischen IVIacht- 
kampf als ihrer Verantwortung 
für das Ganze zugewandt waren.

Was Wunder, wenn unter sol
chen Verhältnissen von den Un
ternehmern und ihren Verbän
den Wirtschaftsmacht allzu 
selbstverständlich in politische 
Macht umgemünzt wurde. Doch 
garantieren Leistung und Be
währung auf ökonomischem Ge
biet eben noch nicht, daß auf 
diese Weise bewährte Inhaber 
der Macht auch den gesell
schaftspolitischen Weitblick be
sitzen, den die politische Auf
gabe erfordert. Soweit man sich 
darüber Gedanken machte, ließ 
man sich nur allzu gern von der 
Ideologie des Neoliberalismus 
belehren, daß man mit der 
Marktwirtschaft schon sowieso 
richtig lag. Der Glaube an eine 
zeitlos ideale Wirtschafts- und 
Gesellschaftsordnung verstellt 
immer den Blick auf die großen 
strukturellen Tendenzen der 
Entwicklung; er läßt nicht mehr 
erkennen, daß die Zukunft im
mer ungewiß ist und daß das, 
was zu Zeiten einen begrenz
ten Zweck erfüllt, sich langfri
stig als fatal erweisen kann. 
Wer bei der Maximierung von 
Produktion und Konsum Erfolg 
hat, weil er diesem Ziel ganz 
zugewandt ist, dem steht poli
tisch nicht das letzte Wort zu; 
denn Politik muß mehr als dies 
im Auge haben.

So stieg zwar das Volksein
kommen und der private Le
bensstandard, aber der Staat 
konnte seine Investitionsaufga
ben nicht erfüllen. Die Ideolo
gie von der „sozialen Marktwirt
schaft“ diffamierte schon ein 
bloßes Anwachsen der Staats
ausgaben als „kalte Sozialisie
rung“ schlechthin. Als 1964 die 
jetzige Staatssekretärin Hamm-

Brücher mit der Erkenntnis 
durch die Lande zog, daß nur 
große öffentliche Investitionen 
die Bildungsnot wenden könn
ten, setzte ihr Parteifreund Dahl
grün noch eine Steuersenkung 
durch, die damals nicht einmal 
konjunkturpolitisch sinnvoll war. 
Nicht einmal die Opposition war 
in einem Wahljahr bereit einzu
sehen, daß damit ein Zielkon
flikt eingeleitet wurde, der von 
Jahr zu Jahr peinlicher werden 
mußte. Selbst weniger system
konforme Politiker scheuen sich 
auch heute noch, klar und deut
lich die Binsenwahrheit auszu
sprechen, daß man nicht alles 
haben kann. Sie stehen offen
bar nach wie vor unter dem 
Gesetz, nach dem unsere Ge
fälligkeitsdemokratie und Kon
sumgesellschaft angetreten sind. 
Steuererhöhungen sind immer 
unpopulär.

Für eine langfristige Macht
sicherung durch konstruktive 

Gesellschaftspolitik genügt es 
eben nicht, etwas von Produk
tions- und Konsumförderung zu 
verstehen. Dann wird man frü
her oder später zum Prügel
knaben der Verhältnisse. Gera
de Menschen einer saturierten 
Gesellschaft, die selbst an indi
vidualistische Einkommensmaxi
mierung im kleinen gewöhnt 
worden sind, nehmen es übel, 
daß mit dem Wachstum der 
Wirtschaft ihr Wohlergehen da
von abhängig wird, ob private 
Unternehmungen und ihre Inha
ber auch genügend Profit ma
chen und weit mehr Reichtum 
anhäufen können, als es ihnen 
selbst möglich ist. Sie werden 
anfällig für ein neues “Opium 
für das Volk“ , das ihnen dies
mal Linksintellektuelle verab
reichen. Das Argument, die „ka
pitalistischen" Wirtschafts- und 
Gesellschaftssysteme des We
stens hätten bei aller Vermö
gensdifferenzierung auch den 
unteren Einkommensschichten 
bisher immer noch den ver
gleichsweise höchsten Lebens

standard beschert, klingt dann 
nur noch nach billigem Recht
fertigungsversuch der besonders 
Begüterten. Um die politische 
Propagierung eines vermögens
wirksamen Einkommens für die 
„breite Masse“ steht es nicht 
besser; denn es kann nicht ver
heimlicht werden, daß es sich 
hier doch nur um Tropfen auf 
heiße Steine der Begehrlichkeit 
handeln kann.

Wie aufnahmebereit die Men
talität der Menschen wieder für 
unrealistische Versprechungen 
geworden ist, geht daraus her
vor, daß der Behauptung, man 
hätte genug Geld zur Finanzie
rung der Reformen, wenn man 
nur den Reichen ihr Vermögen 
wegnähme, selbst solche Leute 
Glauben schenken, deren Intel
ligenzgrad so etwas nicht ge
statten dürfte. Das gleiche Ni
veau zeigt die Meinung, man 
könne die Beseitigung der Um
weltverschmutzung allein — 
ohne Konsequenzen für den Le
bensstandard der Bevölkerung
-  der Industrie aufbürden. Trotz 
oder gerade wegen der Viel
deutigkeit der Eindrücke, die auf 
die Menschen von heute ein- 
dringen, sind deren Vorstellun
gen von den Zusammenhängen 
dieser Welt allzu simpel.

Immerhin könnte auch die un
sachverständige Kritik, die heu

te Mode gev/orden ist und je
den Kommentator verleitet, kri
tische Pauschalurteile über Vor
gänge abzugeben, von denen er 
nichts versteht, alles zum Bes
seren wenden, wenn sie in der 
Lage wäre, in Wirtschaft und 
Politik einen Stilwandel der Füh
rung herbeizuführen. Ein sol
cher Stilwandel würde aller
dings verlangen, daß man sich 
von zweidimensionalem Denken 
und systemgebundenen Kli
scheevorstellungen löst, daß 
man sein persönliches Werk im 
Rahmen eines größeren Zu
sammenhanges zu sehen ver
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mag und daß man auch noch 
in seiner persönlichen i\/lacht- 
politik über das Heute hinaus
denkt. Nur dann gev;önne man 
die Fähigkeit und die Autorität, 
die heute fast jeder verloren 
hat, gegen unsachgemäße Kri
tik und unrealistische Reform
vorhaben wirkungsvoll anzuge
hen, um das Vernünftige, weil 
Mögliche tun zu können. Ein 
solcher Stilwandel ist leider 
auch bei den Unternehmern 
nicht zu erkennen. Die alten 
Dogmen der „sozialen Markt
wirtschaft“ werden hier wieder 
beschworen und um so nach
drücklicher jeder sachgerechten 
Kritik entzogen, je lauter sich 
der Neomarxismus mit seinen 
Gegendogmen zu Worte meldet. 
Den gleichen Geist zeigte man 
in der Diskussion um die inner
betriebliche Mitbestimmung. An

statt eine grundsätzliche Bereit
schaft erkennen zu lassen und 
sich auf die Darlegung zu kon
zentrieren, was bisher versäumt 
worden ist, aber in Zukunft ge
rade auch von den Gewerk
schaften getan werden muß, da
mit eine sachverständige und 
verantwortungsbewußte Teilnah
me der Arbeitnehmerschaft an 
der Mitbestimmung zustande 
kommen kann, hat man sich 
allzu schnell auf die Abwehr 
institutioneller Veränderungen 
beschränkt. Man hat damit die 
Diskussion um die Mitbestim
mung von vornherein wieder zu 
einem machtpolitischen Kampf 
entwertet und die eigene Glaub
würdigkeit diskreditiert.

Zu einem Stilwandel sind 
Menschen wohl erst fähig, wenn 
echte Existenznot sie dazu

zwingt. Davon sind wir trotz 
aller Wirrnis noch weit entfernt, 
obwohl sich auch dies sehr 
plötzlich ändern kann. So steht 
vorläufig zu befürchten, daß die 
irrationale Kritik eine irrationale 
Reaktion zur Folge haben wird, 
daß die falschen Fronten neo
marxistischer und neokapitalisti
scher Herkunft sich versteifen 
werden, daß daneben aber wich
tige Reformen nicht vorankom
men und andere in eine ver
derbliche Richtung laufen und 
daß die jungen Menschen auf 
Schulen und Hochschulen zu 
einem individualistischen Pseu
dointellektualismus von vager 
Besserwisserei erzogen werden, 
der sie als künftige Staats- und 
Wirtschaftsbürger noch weniger 
als bisher befähigt und bereit 
macht, ihren Beitrag für unser 
Gemeinv/esen zu leisten.

VERÖFFENTLICHUNGEN DES HWWA-INSTITUT FÜR WIIRTSCHAFTSFORSCHUNG-HAWIBURG 
UND DER AKADEMIE FÜR WIRTSCHAFT UND POLITIIK
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